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Liberale Hegemonie und Außenpolitik 
unter Barack Obama 
Peter Rudolf 
Blickt man auf den außenpolitischen Diskurs in den USA seit Ende des Kalten Krieges 
zurück, fällt auf, wie vorherrschend und festgefügt eine grundlegende Annahme blieb: 
Die Vereinigten Staaten müssen die Führungsrolle im internationalen System spielen. 
Gemäß diesem Selbstverständnis sind die USA der Garant internationaler Stabilität 
und unverzichtbare Ordnungsmacht. Trotz aller Debatten zwischen konservativen und 
liberalen Internationalisten ist die außenpolitische Linie von einem hegemonialen 
Selbstverständnis geprägt. Zwar wird der Begriff des »wohlwollenden Hegemons« selten 
gebraucht. Doch genau dies ist gemeint, wenn die USA wie unter Obama eine Führungs-
rolle beanspruchen, die nicht nur im amerikanischen Interesse liegt, sondern nach 
Washingtons Auffassung auch im besten Interesse der meisten anderen Staaten. Zum 
ersten Mal seit Jahrzehnten muss damit gerechnet werden, dass in Gestalt von Donald 
Trump jemand ins Weiße Haus einziehen könnte, dessen »America First«-Einstellung 
den Bruch mit dem vorherrschenden Rollenverständnis markiert. 
Im amerikanischen außenpolitischen Dis-
kurs gibt es seit langem Verfechter einer 
Strategie des »selektiven Engagements« und 
einer bescheideneren Rolle der USA in der 
internationalen Politik. Doch diese von der 
»realistischen« Sicht internationaler Politik 
inspirierten Stimmen, sei es an Universitä-
ten, sei es an der libertären Washingtoner 
Denkfabrik Cato Institute, blieben politisch 
ohne große Resonanz. Auf politischer Ebene 
brechen vor allem der populistische »Tea 
Party«-Flügel der Republikanischen Partei 
und, wichtiger noch, Präsidentschafts-
kandidat Trump aus dem hegemonialen 
Konsens aus. Sie neigen zu einem instink-
tiven Semi-Isolationismus oder – um einen 
von dem Historiker Walter Russell Mead 
geprägten Begriff zu übernehmen – einer 
»Jacksonian«-Sicht auf die Außenpolitik, 
jener Mischung aus der Vorliebe für ein 
starkes Militär und der Abneigung gegen-
über allem, was nach einem liberalen Inter-
nationalismus in der Wilsonschen Tradition 
aussieht (Rathbun 2013). Aber das außen-
politische Establishment bleibt der Idee 
einer internationalen Führungsrolle ver-
haftet. Die Risiken eines Rückzugs vom 
traditionellen Führungsanspruch gelten als 




globalen Engagements (Brooks/Ikenberry/ 
Wohlforth 2012/13). 
Innerhalb des breiten hegemonialen 
Konsenses konkurrieren im Wesentlichen 
zwei Varianten miteinander: zum einen die 
unilaterale, unter Präsident George W. Bush 
nach dem 11. September 2001 imperial zu-
gespitzte und um das Element der Demo-
kratieförderung angereicherte Version, 
zum anderen die eher liberal-multilaterale 
Auffassung. Gemeinsam ist beiden Ansätzen 
eine globalistische Sicht amerikanischer 
Interessen und die Maxime, dass die USA in 
allen strategisch wichtigen Regionen, also 
nahezu weltweit, sicherheitspolitisch enga-
giert und involviert sein müssen. Sie unter-
scheiden sich jedoch in der Bedeutung, die 
sie internationaler Legitimität und damit 
auch der Rolle multilateraler Institutionen 
beimessen.  
Die Rolle einer liberalen Hegemonial-
macht basiert auf drei funktionalen Vor-
bedingungen (Ikenberry 2001):  
 Die erste besteht in einer Präferenz für 
multilaterale Mechanismen – so dass 
andere Staaten die Chance haben, ihre 
Interessen und Perspektiven einzubrin-
gen – und der Bereitschaft, sich selbst 
den Regeln multilateraler Institutionen 
zu unterwerfen und solche Institutionen 
konstruktiv weiterzuentwickeln. 
 Die zweite ist die Bereitstellung öffent-
licher Güter, von denen auch andere 
Staaten profitieren. Dies erhöht die 
Chance, dass andere Staaten die Füh-
rungsrolle und die damit einhergehen-
den Verantwortlichkeiten und Privi-
legien akzeptieren.  
 Die dritte liegt in der Aufrechterhaltung 
kooperativer Beziehungen mit anderen 
Großmächten. Deren Interessen müssen 
einbezogen werden, um ihnen keine 
Anreize zu geben, die von den USA maß-
geblich geprägte internationale Ordnung 
herauszufordern. 
Gewiss hat amerikanische Außenpolitik nie 
ganz diesem Idealtyp entsprochen. Schon 
in den ersten Jahren der Präsidentschaft 
Bill Clintons etwa war eine unilaterale Ten-
denz zu beobachten, trotz aller Bemühun-
gen, die amerikanische Führungsrolle im 
Sinne liberaler Hegemonie zu begründen. 
Im Unterschied zur Amtszeit von George 
W. Bush war diese Tendenz jedoch keine 
Folge strategischer Orientierung, sondern 
vor allem der gestiegenen Bedeutung des 
Kongresses nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts (Thimm 2016). Dabei zeigte sich 
der Kongress offen für den Widerstand par-
tikularer gesellschaftlicher und bürokrati-
scher Akteure gegen eine stärkere multi-
laterale Einbindung der USA.  
Doch die Vorstellung von einer liberalen 
Führungsrolle bleibt als regulatives Ideal in 
der amerikanischen Debatte lebendig und 
kann daher auch als kritischer Maßstab 
dienen: Entspricht dieses Selbstverständnis 
den gegenwärtigen politischen Realitäten? 
Genügen operative Politiken den strategi-
schen Imperativen, die sich aus dieser Rolle 
ergeben? Diese Fragen sollen in der folgen-
den skizzenhaften Analyse beantwortet 
werden, die auf die Ebene der grundlegen-
den strategischen Orientierung konzentriert 
bleibt. Darunter werden hier die außenpoli-
tischen Prinzipien verstanden, die gelegent-
lich explizit in der deklaratorischen Strate-
gie zu finden, manchmal auch nur implizit 
in operativen Politiken zu erkennen sind.  
Die strategische Grundorientierung 
Die strategische Grundorientierung der 
Obama-Administration kann als Versuch 
beschrieben werden, die amerikanische 
Führungsrolle neu zu formulieren und 
wieder zu legitimieren – und sie dabei an 
ein sich wandelndes internationales System 
anzupassen, das durch eine veränderte 
Verteilung von Macht und Einfluss unter 
den Großmächten gekennzeichnet ist 
(Quinn 2011). Diese strategische Orientie-
rung beinhaltet, vor allem die Kosten von 
Interventionen im Blick zu behalten und 
die Grenzen der Umsetzung von Machtres-
sourcen in tatsächlichen Einfluss anzuer-
kennen. Das gilt in besonderem Maße für 
militärische Gewalt, deren eingeschränkter 




nur allzu deutlich gezeigt hat. Offenbar lag 
dieser Orientierung die Annahme zugrunde, 
dass die USA weniger durch die Begrenzt-
heit ihrer materiellen Ressourcen beein-
trächtigt waren als durch die Herausforde-
rung, die amerikanische Führungsrolle neu 
zu legitimieren (Buzan 2008). Und in der 
Tat: Trotz ihres relativen Machtverfalls ist 
die Position der USA im internationalen 
System nach wie vor durch eine klare Über-
legenheit im Sinne der Kombination harter 
– militärischer, wirtschaftlicher und tech-
nologischer – Machtressourcen charakteri-
siert (Cox 2012). Aber eine hegemoniale 
Rolle erfordert mehr als den Einsatz harter 
Machtmittel. Andere Staaten müssen diese 
Führungsrolle auch als legitim akzeptieren. 
Unter Obama spiegelte amerikanische 
Außenpolitik die funktionale Logik des 
hegemonialen Selbstverständnisses wider, 
allerdings deutlicher auf der deklaratori-
schen Ebene als in operativen Außenpoliti-
ken (Ikenberry 2014; Rapkin/Braaten 2009). 
Wahrnehmungsmanagement 
Obama distanzierte sich früh in Wort und 
Tat von den schlimmsten Auswüchsen des 
»Krieges gegen den Terror«. Offensichtlich 
erwartete er, dass eine veränderte, positive 
Wahrnehmung es den USA leichter machen 
würde, internationale Unterstützung für 
amerikanische Ziele zu mobilisieren. Wäh-
rend des globalen Krieges gegen den Terror 
hatten die USA laut Obama die Werte unter-
graben, die sie stark gemacht hatten. Aber 
das Versprechen, die moralische Autorität 
der USA und damit auch eine Quelle wei-
cher Macht wiederherzustellen, war leich-
ter zu geben als zu erfüllen. Zwar wurden 
nur noch Verhörmethoden angewandt, 
die im Army Field Manual enthalten und 
gemäß den Genfer Konventionen erlaubt 
sind. Außerdem wurden Geheimgefäng-
nisse geschlossen, ausgenommen jene, in 
denen Inhaftierte zeitweilig auf dem Weg 
zu anderen Einrichtungen festgehalten 
wurden. Die Überstellung von Gefangenen 
an Länder, in denen die Einhaltung der 
Menschenrechte nicht gewährleistet ist, 
wurde jedoch nicht völlig aufgegeben (die 
Praxis der sogenannten rendition reicht bis 
in die Zeit von Präsident Clinton zurück). 
Der Plan, das Internierungslager Guantána-
mo zu schließen, scheiterte am überpartei-
lichen Widerstand des Kongresses. Obama 
wagte es nicht, den Kongress mit Hilfe prä-
sidentieller Verordnungen zu umgehen. 
Zwar sprach der Präsident nicht mehr von 
einem globalen Krieg gegen den Terror, 
doch gab er das Kriegsparadigma keines-
wegs auf. Der Krieg gegen al-Qaida und 
sogenannte assoziierte Kräfte wurde fort-
geführt und dieser Begriff so weit gedehnt, 
dass er im Grunde jede gewalttätige extre-
mistische islamistische Gruppierung um-
fassen konnte. Den Kampf gegen al-Qaida 
interpretierte die Administration als geo-
graphisch entgrenzten bewaffneten Kon-
flikt. Dies ist eine völkerrechtlich höchst 
umstrittene Auffassung, die viele Verbün-
dete der USA nicht teilen (McCrisken 2011). 
Innerhalb dieses Legitimationsrahmens 
ermöglichten Kampfdrohnen die Entwick-
lung einer institutionalisierten Praxis mehr 
oder weniger gezielter Tötungen im Grau-
bereich asymmetrischer Konflikte. Der 
Drohnenkrieg wurde regelrecht zum Mar-
kenzeichen von Obamas Kampf gegen den 
Terrorismus. Trotz einigen Unbehagens 
unter den verbündeten Staaten zog der 
Drohnenkrieg nur wenig öffentliche Kritik 
auf sich. Zumindest beeinträchtigte er kaum 
die insgesamt eher positive internationale 
Wahrnehmung Obamas und seiner Außen-
politik (Wike/Stokes/Poushter 2015). 
Multilateral, wenn möglich 
Barack Obama trat mit dem Versprechen 
an, internationale Institutionen und Ver-
fahren weiterzuentwickeln, die USA in 
diese Verfahren einzubetten und anderen 
Staaten die Möglichkeit zu geben, zumin-
dest gewissen Einfluss auf die Gestaltung 
amerikanischer Politik zu nehmen. In 
Obamas Konzeption von Multilateralismus 
(der Begriff selbst wurde jedoch selten 
benutzt) bedeutete dies auch, dass die ver-




und Lasten übernehmen sollten. Im Unter-
schied zu dem, was anfängliche Äußerun-
gen nahelegten, unternahm die Obama-
Administration keine großen Anstrengun-
gen, formelle Institutionen so zu verändern, 
dass aufsteigende Mächte in ihnen verankert 
und sozialisiert werden konnten. Stattdes-
sen zeigte sich eine Präferenz für informel-
le Ad-hoc-Institutionen, etwa den Nuclear 
Security Summit vom April 2010 (Vezirgi-
annidou 2013). Auch unter Obama blieb die 
Bewahrung amerikanischer Handlungs-
freiheit ein Hauptmerkmal der US-Außen-
politik. Erstaunlich war dies nicht, zumal 
wenn man auf den innenpolitischen Kon-
text schaut. Der Kongress ist institutionell 
eher unilateral ausgerichtet. Gerade die 
Republikaner im Kongress hegen große 
Abneigung gegen alles, was nach Multilate-
ralismus schmeckt (Skidmore 2012). Mehr 
als ein instrumenteller Multilateralismus 
war politisch nicht attraktiv, geschweige 
denn durchsetzbar. Auch die Jahre unter 
Obama zeigten: Für die USA sind internatio-
nale Institutionen nützlich, wenn sie helfen, 
die Kosten der amerikanischen Führungs-
rolle zu senken und amerikanische Außen-
politik zu legitimieren, und wenn sie die 
Handlungsfreiheit der USA nicht einschrän-
ken. 
Im wirtschaftlichen Bereich schwenkte 
die Administration auf einen, wie sie ihn 
nannte, »pragmatischen Multilateralismus« 
ein. Da die Doha-Verhandlungsrunde zum 
Welthandel keine substantiellen Resultate 
erzielte, verschob sich die Priorität in Rich-
tung regionaler Handelsvereinbarungen. 
Offen mag bleiben, ob dieser Kurswechsel 
von Anfang an geopolitisch begründet war 
oder erst später in einen solchen Deutungs-
rahmen eingebettet wurde, um politische 
Unterstützung zu mobilisieren. Denn die 
Wohlfahrtsgewinne und Beschäftigungs-
effekte waren ungewiss und es musste ein 
skeptischer Kongress überzeugt werden, 
da er in der Handelspolitik das letzte Wort 
spricht. Das Ergebnis war jedenfalls eine 
»Wiederkehr der Geopolitik« und damit 
möglicherweise das Entstehen rivalisieren-
der Handelsblöcke (Dieter 2014). Aus Sicht 
der USA ist die Trans-Pacific Partnership 
(TPP) ein Instrument, um Chinas hegemo-
niale Ambitionen zu begrenzen. Sollten die 
anderen asiatischen Staaten wirtschaftlich 
zu abhängig von China werden, wüchse 
dessen politischer Einfluss in der Region. 
Zusammen mit der Transatlantic Trade and 
Investment Partnership (TTIP) soll TPP 
helfen, die Führungsrolle der USA bei der 
Festlegung der Regeln des internationalen 
Handelssystems zu sichern (Green/Good-
man 2016; Hamilton 2014). 
Bereitstellung öffentlicher Güter 
Die Rolle einer weltweiten Führungsmacht 
geht mit bestimmten Erwartungen einher: 
Staaten erlauben es einem anderen, größe-
ren Einfluss auszuüben, verlangen aber im 
Gegenzug, dass er öffentliche Güter bereit-
stellt. Eine globale Führungsmacht soll also 
Verpflichtungen erfüllen, kann ihre Res-
sourcen aber auch nutzen, um nationale 
Interessen einseitig durchzusetzen (Cronin 
2001). Verhält sie sich so wie unter Präsi-
dent George W. Bush, untergräbt sie die 
Grundlagen dieser Führungsrolle. Während 
seiner Amtszeit war amerikanische Füh-
rung sehr stark auf den »Krieg gegen den 
Terror« konzentriert, wenn nicht gar redu-
ziert (Kagan 2008). Obama dagegen vertrat 
ein anderes Konzept als die Bush-Adminis-
tration. Vor allem in der internationalen 
Klimapolitik sowie der nuklearen Abrüs-
tung und Nichtverbreitung wollte Obama 
Führung zeigen.  
In der Klimapolitik erwies sich dies als 
besondere Herausforderung, denn der Kon-
gress blockierte jede umfassende Klima-
gesetzgebung und jedes bindende inter-
nationale Abkommen zur Reduzierung der 
Treibhausgase. In dieser Situation konnte 
Obama nur eines tun: Er musste auf die 
exekutiven Befugnisse des Präsidenten 
zurückgreifen und vorrangig mit Hilfe des 
Clean Air Act neue Regulierungen erlassen. 
Politisch war dieses Vorgehen äußerst 
strittig. Aber indem er sich über den innen-
politischen Widerstand hinwegsetzte, 




klimapolitischen Rolle der USA ernst war  
– weg von der Blockade, hin zur Führung. 
Als China einer Emissionsreduzierung 
zustimmte, war der Weg für das Pariser 
Klimaabkommen vom Dezember 2015 
geebnet. Da es sich dabei um eine Reihe 
nicht bindender Verpflichtungen handelt, 
ist der Kongress nicht direkt beteiligt. Die 
Vereinbarung von Paris reicht sicher nicht 
aus, um dem Klimawandel entgegenzu-
steuern. Zumindest aber ist sie ein vorläufi-
ger Höhepunkt einer veränderten ameri-
kanischen Klimapolitik (Sussman 2015). 
Innenpolitisch nicht weniger kontrovers 
war Obamas Vision einer Welt frei von 
Atomwaffen. Der Neue Start-Vertrag (New 
Strategic Arms Reduction Treaty) blieb der 
bescheidene erste und letzte Schritt in Rich-
tung dieses utopischen Ziels. Immerhin ist 
die Wiederbelebung der nuklearen Rüs-
tungskontrolle mit Russland als kleiner 
Erfolg zu verbuchen. Obwohl sich die ame-
rikanisch-russischen Beziehungen ver-
schlechtert haben, ging die Umsetzung des 
Vertrages geräuschlos voran. Womöglich 
haben die Bestimmungen zu Transparenz 
und Verifikation dazu beigetragen, Fehl-
einschätzungen in einem Klima wachsen-
den Misstrauens zu verhindern (Pifer 2016). 
Klar ist aber auch, dass in der nuklearen 
Rüstungskontrolle auf absehbare Zeit keine 
nennenswerten Fortschritte zu erwarten 
sind, da Russland an einer weiteren Redu-
zierung der Zahl strategischer Nuklear-
waffen nicht interessiert ist. Und auf ameri-
kanischer Seite war dem Nuclear Posture 
Review (NPR) von 2010 – jener von Zeit zu 
Zeit unternommenen Überprüfung der 
Rolle von Atomwaffen in der US-Sicherheits-
politik – zu entnehmen, dass sich die Rolle 
von Kernwaffen in der amerikanischen 
Sicherheitspolitik nicht grundlegend 
verändert habe. Im Jahre 2013 hieß es in 
einer Folgestudie zum NPR, die Zahl der 
stationierten strategischen nuklearen 
Sprengköpfe könne in einem neuen Rüs-
tungskontrollvertrag bestenfalls um ein 
Drittel verringert werden. Einseitige, also 
nicht vertraglich vereinbarte Abrüstungs-
schritte waren nicht vorgesehen (Woolf 
2015). Umstritten ist in Washington, ob 
das mittlerweile eingeleitete nukleare 
Modernisierungsprogramm die Zusage der 
Regierung aus dem Jahre 2010 unter-
miniert, keine neuen Atomsprengköpfe zu 
entwickeln oder zu stationieren. 
Kooperative Großmachtbeziehungen 
Wenn die USA internationale Institutionen, 
allen voran die Vereinten Nationen, nutzen 
wollen, bedarf es kooperativer Beziehungen 
auch zu jenen Großmächten, die keine Ver-
bündeten der USA sind – zumal die Obama-
Administration mit einer Ordnungsvorstel-
lung antrat, in der die Idee eines Konzerts 
der Großmächte unter Führung der USA 
aufschimmerte. Die Logik eines Großmächte-
konzerts schließt ein, dass regionale Macht-
rivalitäten begrenzt werden können und 
nicht durch Gegenmachtbildung außer 
Kontrolle geraten (Kurth 2009). Das klassi-
sche Instrument, die Rivalität zwischen 
Großmächten zu mäßigen, ist die wechsel-
seitige Akzeptanz von Einflusssphären 
(Hast 2014). Aber im amerikanischen Dis-
kurs gelten solche regionalen Einflusszonen 
selten als legitimes Modell regionaler 
Ordnung (das heißt als Arrangement, das 
Kriegsrisiko zu verringern) und genauso 
wenig als Vorbedingung globaler Koopera-
tion (Shapiro 2015). In der vorherrschenden 
Lesart wird die Hinnahme von Einfluss-
sphären einer anderen Macht als Beschwich-
tigungspolitik abgetan (Kagan 2015). In-
sofern fordert Chinas und Russlands An-
spruch auf eine Einflusssphäre die ameri-
kanische Weltpolitik heraus. Die USA 
stehen vor der Wahl, solche Einflusszonen 
stillschweigend zu dulden oder sie Russ-
land und China zu verweigern und dafür 
möglicherweise einen hohen Preis zahlen 
zu müssen (Etzioni 2015). 
Von Anfang an hatte die Obama-Regie-
rung keinen Zweifel daran gelassen, dass 
sie die nach dem Georgienkrieg 2008 zer-
rütteten amerikanisch-russischen Bezie-
hungen auf eine bessere Grundlage stellen 
wollte. Wenn eine breite kooperative 




Hoffnung, wäre es vielleicht leichter, die 
russische Zusammenarbeit auf jenen 
Gebieten zu gewinnen, die für die Obama-
Administration zentral waren. Dabei han-
delte es sich um die nukleare Rüstungskon-
trolle und die nukleare Nichtverbreitung, 
insbesondere mit Blick auf Iran (Deyermond 
2013). Selbst als die amerikanisch-russischen 
Beziehungen infolge des Ukraine-Konflikts 
an einem Tiefpunkt angelangt waren, 
schwenkte die Obama-Regierung nicht auf 
eine aggressive Eindämmungspolitik ein, 
sondern bewegte sich auf einem schmalen 
Grat. Einerseits musste sie auf die Annexion 
der Krim reagieren. Dies tat sie, indem sie 
die Ukraine unterstützte (aber nicht mit 
»letalen« Rüstungsgütern), wirtschaftliche 
Sanktionen gegen Russland verhängte sowie 
die östlichen Mitgliedstaaten der Nato 
militärisch rückversicherte. Andererseits 
wollte sie die Aussichten für eine weitere 
russische Kooperation in globalen Fragen 
nicht zerstören (Charap/Shapiro 2015). 
Russland wird als regionale, wieder-
erstarkende Macht wahrgenommen, die 
eine Interessensphäre im postsowjetischen 
Raum beansprucht. Als wichtigste geopoli-
tische Herausforderung der nächsten Jahr-
zehnte gilt jedoch China. Die Beziehungen 
zwischen Washington und Peking enthal-
ten alle Ingredienzien für einen geopoliti-
schen Machtkonflikt. China hat seine wirt-
schaftliche und militärische Macht ausge-
dehnt, sein regionaler und globaler Einfluss 
ist gewachsen. Gleichzeitig sind die USA 
entschlossen, eine asiatisch-pazifische 
Macht zu bleiben und eine regionale Hege-
monie Chinas nicht zu akzeptieren. In der 
Chinapolitik konnte die Obama-Administra-
tion auf ein strategisches Fundament auf-
bauen, das bereits die Vorgängerregierung 
errichtet hatte: Ziel amerikanischer Strate-
gie ist es, China stärker in das internatio-
nale System zu integrieren, im Idealfall als 
konstruktiver Akteur in ein Mächtekonzert 
unter amerikanischer Führung. Diese Stra-
tegie setzt jedoch keineswegs voraus, dass 
Chinas weiterer Aufstieg notwendigerweise 
auf friedlichem Wege stattfindet. Die US-
Regierung hat die Möglichkeit einer geo-
politischen antagonistischen Rivalität mit 
all ihren Risiken einkalkuliert, einschließ-
lich einer militärischen Konfrontation. 
Bewahrung der amerikanischen militäri-
schen Überlegenheit und Ausbau der 
Sicherheitsbeziehungen mit Staaten in der 
asiatisch-pazifischen Region bilden daher 
zentrale Elemente einer Politik, die Koope-
ration und Risikoabsicherung verbindet 
(Wolf 2014). 
Regionale Re-Balancierung 
Die Hauptbestandteile der Politik des re-
balancing sind die Stärkung des Allianz-
systems in der asiatisch-pazifischen Region, 
intensivere Beziehungen mit Staaten dort 
wie Indien und Vietnam, mehr Engagement 
in regionalen Organisationen und vertiefte 
wirtschaftliche Integration durch TPP. Über 
ein Jahrzehnt lang hat der Krisenbogen von 
Nordafrika bis Pakistan im Mittelpunkt 
amerikanischer Sicherheitspolitik gestan-
den und dabei viel zu viel Aufmerksamkeit 
und Ressourcen verbraucht, wie die Regie-
rung Obama in einer nüchternen realpoli-
tischen Einschätzung amerikanischer Inter-
essen feststellte. Folgerichtig kristallisierte 
sich bald eine neue Leitlinie amerikanischer 
Politik für diesen Krisenbogen heraus, 
nämlich die Reduzierung der Kosten und 
Lasten, die sich aus militärischen Interven-
tionen ergaben, und die Scheu vor neuen 
kostspieligen Verwicklungen. Die Schwer-
punkte, welche Präsident Obama auch im 
Falle Syriens setzte, hießen Drohnen, Bom-
ben, Spezialkräfte und Stellvertreter (wie 
die Kurden im Kampf gegen den IS) statt 
Kampftruppen auf dem Boden, Aufstands-
bekämpfung und Staatsbildung. Damit 
zeigte sich Obama unbeeindruckt vom 
Chor der Kritiker, die größeres militäri-
sches Engagement forderten, sei es, um 
amerikanische Entschlossenheit zu demon-
strieren, sei es aus humanitären Gründen 
(Krieg 2016). Im Großen und Ganzen ent-
hielt sich die Obama-Administration einer 
Führungsrolle im Nahen und Mittleren 
Osten. Ausnahmen waren einige fehl-





zubeleben, und die erfolgreichen Nuklear-
verhandlungen mit Iran. In ihrem Inter-
essenkalkül unterschied sie zwischen Kern-
regionen und -problemen auf der einen 
sowie peripheren Regionen und Fragen auf 
der anderen Seite (Rose 2015). Die nächste 
Administration, sofern denn Hillary Clin-
ton Präsidentin wird, mag zu weniger 
Zurückhaltung tendieren und dabei den 
amerikanischen Einfluss auf regionale 
Entwicklungen und den Nutzen militäri-
scher Macht überschätzen. 
Fazit 
Obamas strategische Orientierung ent-
sprach überwiegend der funktionalen Logik 
liberaler Hegemonie – vielleicht in einem 
Maße, das in Anbetracht innenpolitischer 
Restriktionen und der Neigung amerikani-
scher Außenpolitik zum Unilateralismus 
kaum zu überbieten ist. Größere multilate-
rale Ambitionen verhindert der US-Kongress. 
Schon aus institutionellen Gründen steht 
er einer multilateralen Einbettung ameri-
kanischer Außenpolitik skeptisch gegen-
über, denn dann würde der Einfluss der 
Legislative schrumpfen. Nicht nur hemmt 
der Kongress die multilaterale Orientie-
rung, sondern gerade in der Sanktionspoli-
tik ist er eine treibende Kraft des Unilatera-
lismus, vorzugsweise wenn es um die extra-
territoriale Reichweite einschlägiger Gesetze 
geht. Aber die unilaterale Versuchung be-
schränkt sich nicht auf den Kongress. Unter 
Obama wurde der Gebrauch sogenannter 
Sekundärsanktionen intensiviert und ver-
feinert. Das betraf vor allem Finanzsanktio-
nen, die auf der zentralen Rolle des US-
Dollar im internationalen Finanzsystem 
und auf der Tatsache beruhen, dass ein sehr 
großer Anteil der weltweiten Finanztrans-
aktionen in Dollar getätigt wird (Lohmann 
2014). 
Die Frage unilateraler Sanktionen könn-
te in den transatlantischen Beziehungen 
noch kontroverser werden, falls die USA 
den Weg einer umfassenden Eindämmungs-
politik gegenüber Russland einschlagen 
oder der Umgang mit Chinas Aufstieg die 
westliche Welt entzweit. Wiederauflebende 
Großmachtrivalitäten stellen nicht nur die 
amerikanische Außenpolitik vor neue 
Herausforderungen. Künftige Historiker 
werden beim Rückblick auf die Obama-Ära 
vielleicht vom Zenit des liberalen Inter-
nationalismus und der Vision wohlwollen-
der Hegemonie sprechen. 
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